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Verordnung  

zur Änderung der Hebammen-Berufsordnung und der  

Gebührenordnung für Hebammen und Entbindungspfleger  

 

Vom …. 

 

Auf Grund von § 12 Absätze 1 und 2 des Hamburgischen Hebammengesetzes vom 

13. September 1990 (HmbGVBl. S. 202), zuletzt geändert am 20. Dezember 2022 

(HmbGVBl. 2023 S. 13), wird verordnet: 

 

Artikel 1 

Änderung der Hebammen-Berufsordnung 

 

Die Hebammen-Berufsordnung vom 25. April 2017 (HmbGVBl. S. 126) wird wie folgt 

geändert: 

 

1. Der Titel erhält folgende Fassung: 

 

„Berufsordnung 

für die Hebammen in Hamburg  

(Hebammen-Berufsordnung - HebBO)“. 

 

  

2. Die §§ 1 bis 7 erhalten folgende Fassung: 

 

„§ 1  

Geltungsbereich 

 

(1) Diese Vorschriften gelten für Hebammen, die in der Freien und Hansestadt 

Hamburg ihren Beruf ausüben. Sie sind gemäß § 74 des Hebammengesetzes 

(HebG) vom 22. November 2019 (BGBl. I S. 1759), geändert am 24. Februar 2021 

(BGBl. I S. 274, 293), in der jeweils geltenden Fassung auch auf Entbindungspfle-

ger anzuwenden. 

(2) Sie gelten auch für Hebammen, die als dienstleistungserbringende Personen 

gemäß §§ 60 bis 62 HebG in der Freien und Hansestadt Hamburg tätig sind. 

 

§ 2 

Anwendung von Arzneimitteln und Akupunktur 

(1) Hebammen dürfen bei ihrer Berufsausübung eigenverantwortlich nicht ver-
schreibungspflichtige und auf Weisung einer Ärztin oder eines Arztes auch ver-
schreibungspflichtige Arzneimittel anwenden. Die Hinweise in den Fachinformati-
onen sind jeweils zu beachten. 
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(2) Hebammen dürfen ohne ärztliche Verschreibung unter Beachtung der Anlage 1 
der Arzneimittelverschreibungsverordnung vom 21. Dezember 2005 (BGBl. I 
S. 3632), zuletzt geändert am 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1810, 1811), in der 
jeweils geltenden Fassung die dort genannten für sie von der Verschreibungs-
pflicht ausgenommenen Arzneimittel im Rahmen ihrer Berufsausübung beziehen 
und anwenden. 

(3) Freiberuflich tätige Hebammen haben Arzneimittel gemäß Absatz 1 entspre-
chend ihres Tätigkeitsgebietes verfügbar zu halten. Arzneimittel sind vor dem Zu-
griff von Unbefugten geschützt zu lagern. Bei der Art und Weise der Lagerung sind 
die Herstellerangaben zu beachten. Arzneimittel sind so zu lagern, dass insbeson-
dere Verwechslungen ausgeschlossen werden. 

(4) Im Rahmen des Berufsbildes können Hebammen bei Beschwerden, die keiner 
Hinzuziehung einer Ärztin oder eines Arztes gemäß § 9 des Hamburgischen Heb-
ammengesetzes (HmbHebG) vom 13. September 1990 (HmbGVBl. S. 202), zu-
letzt geändert am 20. Dezember 2022 (HmbGVBl. 2023 S. 13), bedürfen, in der 
Schwangerschaft, bei der Geburt, im Wochenbett und in der Stillzeit Akupunktur 
anwenden, sofern sie eine dafür geeignete Aus- oder Fortbildung absolviert haben. 

 

§ 3 

Schweigepflicht 

(1) Hebammen haben über die ihnen im Rahmen der Berufsausübung anvertrau-
ten oder sonst bekannt gewordenen Tatsachen zu schweigen (§ 203 des Strafge-
setzbuchs), soweit sie nicht zur Offenbarung befugt sind. 

(2) Die Schweigepflicht gilt auch gegenüber Ärztinnen und Ärzten, Angehörigen 
anderer Gesundheitsberufe sowie Hebammen, die nicht bei der Behandlung oder 
Betreuung mitwirken oder mitgewirkt haben. 

(3) Hebammen sind zur Offenbarung befugt, soweit sie von der Schweigepflicht 
entbunden worden sind oder soweit die Offenbarung zum Schutz eines höherwer-
tigen Rechtsgutes erforderlich ist. Sonstige gesetzliche Melde-, Anzeige- und Be-
ratungspflichten bleiben unberührt. 

 

§ 4 

Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten 

(1) Hebammen haben die in Ausübung ihres Berufs getroffenen Feststellungen, 
Beratungsinhalte und Maßnahmen sowie die Anwendung von Arzneimitteln schrift-
lich oder elektronisch zu dokumentieren. Die Dokumentation ist so abzufassen, 
dass die gesamte Tätigkeit während der Schwangerschaft, der Geburt und des 
Wochenbetts und die Versorgung des Neugeborenen nachvollziehbar ist. 

(2) Alle Aufzeichnungen und beruflichen Unterlagen sind durch besondere und ge-
eignete Vorkehrungen vor dem Zugriff Unbefugter zu sichern. 



  Anlage 1 

3 
 

(3) Dokumentationen auf elektronischen Datenträgern oder anderen Speicherme-
dien bedürfen besonderer Sicherungs- und Schutzmaßnahmen, um deren Verän-
derung, Vernichtung oder unrechtmäßige Verwendung zu verhindern. 

(4) Alle Aufzeichnungen sind mindestens zehn Jahre aufzubewahren oder zu spei-
chern, soweit nicht nach anderen gesetzlichen Regelungen eine längere Aufbe-
wahrungspflicht besteht. 

(5) Freiberuflich tätige Hebammen haben rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, dass 
die Aufzeichnungen auch nach dem Ende der beruflichen Tätigkeit entsprechend 
den Anforderungen des Absatzes 4 aufbewahrt werden. Bei Aufgabe oder Über-
gabe ihrer Praxis dürfen sie ihre Aufzeichnungen nur mit schriftlicher Einwilligung 
der Betroffenen an die Praxisnachfolgerin oder den Praxisnachfolger übergeben. 
Im Falle ihres Todes sind die Aufzeichnungen verschlossen der zuständigen Be-
hörde zu übergeben. Die Aufzeichnungen dürfen nur mit schriftlicher Einwilligung 
der Betroffenen eingesehen und weitergegeben werden. 

 

§ 5  

Anzeige- und Meldepflichten bei freiberuflicher Tätigkeit 

(1) Anzeigen oder Mitteilungen gemäß § 8 Nummer 1 HmbHebG in Verbindung 
mit § 19 Absatz 2 Satz 1 des Hamburgischen Gesundheitsdienstgesetzes vom 18. 
Juli 2001 (HmbGVBl. S. 201), zuletzt geändert am 17. April 2018 (HmbGVBl. S. 
103, 106), sind an die Behörde zu richten, in deren Zuständigkeitsbereich die Heb-
amme ihre Praxis betreibt oder andernfalls sie gemeldet ist. Falls die Hebamme in 
Hamburg weder eine Praxis betreibt noch dort gemeldet ist, ist die Behörde zu-
ständig, in deren Zuständigkeitsbereich sie freiberuflich schwerpunktmäßig tätig 
ist. 

(2) Hebammen dürfen ihren Beruf einzeln oder in einer Berufsausübungsgemein-
schaft ausüben. Eine Berufsausübungsgemeinschaft ist ein für eine gewisse 
Dauer angelegter Zusammenschluss von freiberuflich tätigen Hebammen zum 
Zwecke der gemeinsamen Berufsausübung. Die Berufsausübungsgemeinschaft 
kann in Form einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder einer Partnerschaftsge-
sellschaft nach § 1 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes vom 25. Juli 1994 
(BGBl. I S. 1744), zuletzt geändert am 7. Juli 2021 (BGBl. I S. 2363, 2437), ge-
schlossen werden. Die eigenverantwortliche, medizinisch unabhängige sowie 
nicht gewerbliche Berufsausübung muss gewährleistet sein. Jede Hebamme hat 
dafür Sorge zu tragen, dass ihre beruflichen Pflichten eingehalten werden. Die Zu-
gehörigkeit zu mehreren Berufsausübungsgemeinschaften ist zulässig.  

(3) Eine Berufsausübungsgemeinschaft erfordert einen eigenen Praxissitz. Meh-
rere Praxissitze sind zulässig, soweit an jedem Praxissitz mindestens eine Gesell-
schafterin oder ein Gesellschafter eine ausreichende Versorgung der Schwange-
ren, Gebärenden, Wöchnerinnen, Mütter und Neugeborenen sicherstellt. Beginn 
und Beendigung sowie personelle Veränderungen der Berufsausübungsgemein-
schaft sind der nach Absatz 1 zuständigen Behörde anzuzeigen. Anzuzeigen sind  

1. Gesellschaftsform und 
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2.  Namen der Gesellschafterinnen bzw. Gesellschafter  

der Berufsausübungsgemeinschaft. 

(4) Für eine Hebamme, die beabsichtigt, in der Freien und Hansestadt Hamburg 
diesen Beruf als dienstleistungserbringende Person im Rahmen vorübergehender 
und gelegentlicher Dienstleistungen im Sinne des Artikels 57 des Vertrages über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union auszuüben, gelten im Hinblick auf Mel-
depflichten die §§ 60 bis 62 HebG. Zuständig ist die Behörde, in deren Zuständig-
keitsbereich sie schwerpunktmäßig ihre Dienstleistung erbringen wird. 

(5) Freiberuflich tätige Hebammen sind verpflichtet, den in den Bezirksämtern für 
das Gesundheitswesen zuständigen Stellen sowie der für das Gesundheitswesen 
zuständigen Behörde auf deren Aufforderung anonymisierte Auskünfte zu erteilen, 
die eine systematische Erfassung und Beobachtung der Versorgungslage in Ham-
burg gewährleisten. 

(6) Über jeden Todesfall einer von ihnen betreuten Schwangeren, Gebärenden, 
Wöchnerin oder eines Neugeborenen oder Säuglings haben Hebammen der zu-
ständigen Behörde unverzüglich fernmündlich und anschließend schriftlich zu be-
richten. 

 

 

§ 6  

Fortbildung 

(1) Hebammen sind verpflichtet, sich regelmäßig beruflich nach den in den Anla-
gen 1 und 2 enthaltenen Vorgaben fortzubilden. 

(2) Die Fortbildungspflicht umfasst die aktuellen Entwicklungen und Erkenntnisse 
der Hebammenkunde und der für diesen Bereich relevanten Bezugswissenschaf-
ten. 

(3) In einem Zeitraum von jeweils drei Jahren sind neben dem Studium der Fach-
literatur Fortbildungsmaßnahmen im Umfang von 60 Punkten gemäß Anlage 1 zu 
absolvieren. Mindestens zehn von 60 Punkten sollen auf das Thema „Notfälle in 
der Geburtshilfe und Reanimation des Neugeborenen“ entfallen. 

(4) Für Hebammen, die ihren Beruf vorübergehend nicht ausüben und dies der 
zuständigen Behörde angezeigt haben, kann die Fortbildungspflicht ausgesetzt o-
der reduziert werden, längstens jedoch für fünf Jahre. 

(5) Hebammen weisen die Erfüllung der Fortbildungspflicht gegenüber der zustän-
digen Behörde auf Verlangen nach. 

 

 



  Anlage 1 

5 
 

 

§ 7  

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 9 HmbHebG handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 Absatz 2 die Vorschriften der Arzneimittelverschreibungsverord-

nung missachtet, 

2. entgegen § 2 Absatz 3 Satz 1 die für das jeweils ausgeübte Tätigkeitsgebiet 

erforderlichen Arzneimittel nicht verfügbar hält, 

3. entgegen § 2 Absatz 3 Satz 2 Arzneimittel nicht vor dem Zugriff von Unbefugten 

geschützt lagert, 

4. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 die dort genannten Dokumentationen nicht führt, 

5. entgegen § 4 Absätze 2 und 3 die Aufzeichnungen und beruflichen Unterlagen 

nicht oder nicht in geeigneter Weise vor dem Zugriff Unbefugter sichert, 

6. entgegen § 5 Absatz 3 Satz 3 eine Berufsausübungsgemeinschaft nicht anzeigt, 

7. entgegen § 5 Absatz 5 den für das Gesundheitswesen zuständigen Stellen oder 

der zuständigen Behörde auf deren Aufforderung anonymisierte Auskünfte nicht 

erteilt, die eine systematische Erfassung und Beobachtung der Versorgungs-

lage in Hamburg gewährleisten, 

8. entgegen § 5 Absatz 6 der zuständigen Behörde nicht unverzüglich über einen 

Todesfall einer von ihr oder ihm betreuten Schwangeren, Gebärenden, Wöch-

nerin, eines Neugeborenen oder Säuglings fernmündlich und anschließend 

schriftlich berichtet, 

9. sich entgegen § 6 Absatz 1 nicht oder nicht regelmäßig beruflich fortbildet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 2500 Euro geahndet 
werden.“ 

 

3. Die §§ 8 bis 10 werden aufgehoben. 

 

4. Die Bezeichnung von Anlage 1 erhält folgende Fassung: 

    „Anlage 1 (zu § 6 Absätze 1 und 3)“. 

 

5. Die Bezeichnung von Anlage 2 erhält folgende Fassung: 

     „Anlage 2 (zu § 6 Absatz 1)“. 
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Artikel 2 

Änderung der Gebührenordnung für Hebammen und Entbindungspfleger 

 

 

Die Gebührenordnung für Hebammen und Entbindungspfleger vom 18. Dezember 

2007 (HmbGVBl. S. 455), zuletzt geändert am 3. März 2015 (HmbGVBl. S. 49), wird 

wie folgt geändert: 

 

1. Der Titel erhält folgende Fassung: 

 

„Vergütungsordnung 

für Hebammen“. 

 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

 

2.1 In Absatz 1 Sätze 1 und 2 und Absatz 2 Satz 2 werden jeweils die Wörter 

„und Entbindungspflegern“ gestrichen. 

 

2.2 In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 5 wird jeweils das Wort „Gebühren“ durch das 

Wort „Vergütung“ ersetzt. 

 

2.3  In Absatz 2 Sätze 1 und 3 wird jeweils das Wort „Gebühr“ durch das Wort 

„Vergütung“ ersetzt. 

 

2.4 Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

 

2.4.1 In Satz 1 werden die Wörter „oder Entbindungspflegern“ gestrichen. 

 

2.4.2 In Satz 2 werden die Wörter „oder des Entbindungspflegers“ gestrichen. 

 

2.5 In Absatz 4 werden die Wörter „Gebührenrahmens sind die Gebühren“ durch 

die Wörter „Vergütungsrahmens sind Vergütungen“ ersetzt.  

 

 

3. In § 2 Absatz 2 wird das Wort „Gebührenordnung“ durch das Wort „Vergü-

tungsordnung“ ersetzt. 
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Begründung: 

Artikel 1 

Zu Nummer 1: 

Der Begriff „Entbindungspfleger“ wird gestrichen, da gemäß § 3 Absatz 2 des (Bundes-) 

Hebammengesetzes die Berufsbezeichnung „Hebamme“ nunmehr für alle Berufsan-

gehörigen gilt. Zur leichteren Zitierbarkeit wird eine amtliche Abkürzung eingeführt. 

 

Zu Nummer 2 - § 1: 

Nach dem Wegfall des Begriffes „Entbindungspfleger“ wird durch den Verweis auf 

§ 74 HebG die Anwendbarkeit der Verordnung auf diese Berufsangehörigen klarge-

stellt. Absatz 2 regelt den Geltungsbereich in Hinblick auf Dienstleitungserbringende. 

 

Zu Nummer 2 - § 2:  

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 

 

Zu Nummer 2 - § 3:  

Die Vorschrift entspricht § 5 der Berufsordnung für die Hebammen und Entbindungs-

pfleger in Hamburg vom 25. April 2017 (Hebammen-Berufsordnung a.F.). Bei den Än-

derungen handelt es sich um redaktionelle Anpassungen. Die Vorschrift wird zur bes-

seren Lesbarkeit gekürzt. Der ehemalige Absatz 1 wird in zwei Absätze unterteilt. Im 

neuen Absatz 2 wird „Angehörige anderer Gesundheitsberufe“ ergänzt. § 5 Absatz 2 

der Hebammen-Berufsordnung a.F. wird nicht übernommen, da sich die Einsichts-

rechte bereits aus den Patientenschutzrechten und der Datenschutzgrundverordnung 

ergeben. 

 

Zu Nummer 2 - § 4:  

Die Vorschrift entspricht § 6 der Hebammen-Berufsordnung a.F. Die Überschrift wird 

erweitert und an den Regelungsinhalt angepasst. In Absatz 1 wird die Möglichkeit der 

elektronischen Dokumentation und in Absatz 2 ergänzt, dass alle Aufzeichnungen 

durch geeignete Vorkehrungen vor dem Zugriff Unbefugter zu sichern sind. Absatz 4 

wird redaktionell an die neue Möglichkeit der elektronischen Dokumentation angepasst. 

In Absatz 5 Satz 3 wird präzisierend das Wort „verschlossen“ ergänzt. 

 
 

Zu Nummer 2 - § 5: 

 

Die Regelung entspricht weitgehend § 7 der Hebammen-Berufsordnung a.F. und wird 

gekürzt um die Inhalte zur Aufsicht, die nun zusammenhängend in § 10 HmbHebG 

geregelt sind. § 5 Absatz 1 legt die jeweils örtlich zuständige Behörde für die Entge-

gennahme der Anzeige-, Mitteilungs- und Meldepflichten gemäß § 8 Nummer 1 Hmb-

HebG i.V.m. § 19 Absatz 2 Satz 1 Hamburgisches Gesundheitsdienstgesetz fest (ent-

spricht § 7 Absatz 2 Hebammen-Berufsordnung a.F.). 



  Anlage 1 

8 
 

§ 5 Absätze 2 und 3 tragen dem Wunsch des Hebammenverbandes Hamburg Rech-

nung, die Möglichkeit von kooperativen Zusammenschlüssen von freiberuflich tätigen 

Hebammen zu normieren. Durch die gemeinsame Leistungserbringung erhöhe sich 

nach den Ausführungen des Hebammenverbandes Hamburg einerseits die Versor-

gungsqualität und verschaffe andererseits freiberuflichen Hebammen eine verbesserte 

Flexibilität. Die Vorschrift regelt die Möglichkeit und die Voraussetzungen eines Zu-

sammenschlusses von mehreren Hebammen zur gemeinsamen Berufsausübung.  

Absatz 2 hat klarstellende Funktion und bildet die bestehende Gesetzeslage ab. Ge-

mäß § 1 Absatz 2 Satz 2 Partnerschaftsgesellschaftsgesetz (PartGG) können sich An-

gehörige Freier Berufe zur Ausübung ihrer Berufe in einer Partnerschaftsgesellschaft 

zusammenschließen. Gemäß § 1 Absatz 2 Satz 2 PartGG ist der Beruf der Hebamme 

ein Freier Beruf im Sinne des PartGG. 

 

Die Regelung in Absatz 3 knüpft die Berufsausübungsgemeinschaft an einen eigenen 

Praxissitz und regelt besondere Anzeigepflichten für Berufsausübungsgemeinschaften. 

Die Berufsausübung in der Partnerschaftsgesellschaft kann gemäß § 1 Absatz 3 

PartGG von weiteren Voraussetzungen in Vorschriften über einzelne Berufe abhängig 

gemacht werden. Die Anzeige der Berufsausübungsgemeinschaft ist Voraussetzung 

für die Aufgabenwahrnehmung der Aufsicht gemäß § 10 HmbHebG, damit diese im 

Interesse des Patientinnenschutzes etwaige Maßnahmen im Falle einer Berufspflicht-

verletzung prüfen und ergreifen kann. 

 

Der neue Absatz 4 verweist bezüglich der Meldepflichten für dienstleistungserbrin-

gende Hebammen aus der EU auf die §§ 60 ff. HebG, da dort detailliertere Regelungen 

für diesen Personenkreis getroffen werden (ebenfalls ehemals § 7 Absatz 2 Hebam-

men-Berufsordnung a.F.). Die Absätze 5 und 6 übernehmen inhaltlich unverändert die 

Regelungen des § 7 Absätze 3 und 4 der Hebammen-Berufsordnung a.F. 

 

 

Zu Nummer 2 - § 6: 

 

§ 6 entspricht im Wesentlichen § 9 der Hebammen-Berufsordnung a.F. („Qualitätssi-

cherung und Kompetenzerhaltung“), der auf unterschiedliche Vorschriften aufgeteilt 

wurde. Der neue § 6 regelt ausschließlich Einzelheiten zu der sich aus § 7 Absatz 1 

Nr. 4 HmbHebG ergebenden Fortbildungspflicht, was sich in der geänderten Über-

schrift wiederspiegelt. Die Pflicht aus § 9 Absatz 1 Hebammen-Berufsordnung a.F., 

sich an Maßnahmen der externen Qualitätssicherung, insbesondere an bundes- und 

landesweiten Perinatalerhebungen zu beteiligen, findet sich nun in § 8 Nummer 5 

HmbHebG wieder. Zur besseren Lesbarkeit werden die Inhalte in mehrere Absätze 

aufgeteilt.  
 

Die Beschreibung geeigneter Fortbildung aus § 9 Absatz 3 Hebammen-Berufsord-

nung a.F. ist in dem Verweis auf Anlage 2 in Absatz 1 aufgegangen. 
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Zu Nummer 2 - § 7: 

 

§ 7 führt den Ahndungskatalog des § 10 Hebammen-Berufsordnung a.F. auf, der um 

die Ordnungswidrigkeiten-Tatbestände gekürzt wurde, die in das HmbHebG aufge-

nommen wurden. Die Überschrift wird transparenter von „Verletzung der Berufspflich-

ten“ in „Ordnungswidrigkeiten“ geändert. Der neu eingefügte Tatbestand des § 7 Ab-

satz 1 Nummer 6 ahndet die unterbliebene Anzeige der Berufsausübungsgemein-

schaft, die in § 5 Absätze 2 und 3 aufgenommen wurde. Die Tatbestände werden re-

daktionell an die neue Paragraphenreihenfolge angepasst.  

 

 

 

Anlagen: 

Die Anlagen 1 und 2 wurden unverändert aus § 9 der Hebammen-Berufsordnung a.F. 

übernommen, die Verweisung im Klammerzusatz wird redaktionell angepasst. 

 

Artikel 2: 

 

Zu Nummer 1, 2.2, 2.3, 2.5 und 3.: 

 

Der Begriff „Gebührenordnung“ wird durch den Begriff „Vergütungsordnung“, der Be-

griff „Gebühren“ durch den Begriff „Vergütung“, der Begriff „Gebühr“ durch den Begriff 

„Vergütung“ und der Begriff „Gebührenrahmen“ durch den Begriff „Vergütungsrah-

men“ ersetzt, da keine öffentlich-rechtlichen Gebühren im engeren Sinne erhoben wer-

den. 

 

Zu Nummer 1, 2.1, 2.4 und 3.:  

 

Der Begriff „Entbindungspfleger“ wird durchgängig gestrichen, da gemäß § 3 Absatz 2 

des HebG die Berufsbezeichnung „Hebamme“ nunmehr für alle Berufsangehörigen gilt 

und die Bezeichnung „Entbindungspfleger“ damit entfällt. 

 


